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Die Lage der westdeutschen Bauindustrie
Dr. Rudolf de le ^ o i ,  Frankfurt a. M.

Es wird kaum eine w irtsdiaftspolitlsdie Betrachtung 
über d ie  gegenwärtige konjunkturelle Lage der 

Wirtschaft in der Bundesrepublik geben, in der nicht 
auf den Charakter der Bauwirtschaft als den eines 
Sdilüsselgewerbes hingewiesen würde. Mit Redit wird 
den Entwidilungsdiancen, die der Bauwirtsdiaft ge­
geben sind, eine besondere Bedeutung beigemessen, 
und zwar n id it nur deswegen, weil die Bauaufgaben, 
die sie zu bewältigen hat, sehr sta rk  in das Sdiicksal 
weiter Bevölkerungskreise eingreifen (man denke nur 
an die Behebung der W ohnungsnot und die Bewäl­
tigung der Verkehrsprobleme), sondern vor allem 
audi, weil Bauaufträge innerhalb der Investitions- 
politik eine entsdieidende Rolle spielen. Im Gegen­
satz zu dieser wirtsdiaftspolitischen Erkenntnis steht 
jedodi die Tatsadie, daß es nodi immer — im ganzen 
gesehen — keine „Baupolitik" gibt. Die Entwidilung 
der Bauwirtsdiaft in ihren versdiiedenen. Sparten 
hängt vielmehr weitgehend von den einzelnen Ent- 
sdieidungen der hierfür in Betradit kommenden öffent- 
li±en Auftraggeber auf der Ebene des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden ab, die sid i durdiaus nidit 
planmäßig ineinander fügen. Infolgedessen kann 
eine kurze Gesam tbetraditung über die Struktur der 
Bauwirtsdiaft, ihre Lage und die Aufgaben, die ihr 
zur Zeit gestellt sind, v ielleidit besonderes Interesse 
beanspruchen.

STRUKTUR DES BAUHAUPTGEWERBES 
Um eine sldiere statistisdie Unterlage zu haben, soll 
bei den nadifolgenden Zahlenangaben von dem Bau­
hauptgewerbe ausgegangen werden. Zum S tiditag 
des 31. Juli findet alljährlid i eine Totalerhebung statt, 
die über die Entw iddung des Bauhauptgewerbes Auf- 
sdiluß gibt. Von der Erhebung des Jahres 1953 w urden 
im Bauhauptgewerbe rund 65 000 Betriebe erfaßt, dar­
unter rd. 52 000 kleine Handwerksbetriebe, die 1 bis 20 
Arbeitnehmer beschäftigen, während auf d ie  Gruppe 
mit mehr a ls  20 Besdiäftigten rund 13 000 Betriebe 
entfallen. Es liegt auf der Hand, daß d ie Umsatzziffern 
entsdieidend vom den letzteren Betrieben beeinflußt 
werden, und es läßt sich die Entwicklungstendenz fest­
stellen, daß das Baugeschehen sidi allmählich auf die 
mittleren und größeren Betriebe verlagert. Insgesamt 
war die Zahl der Baubetriebe im Ju li 1953 gegen­
über Juli 1952 um rund 2 000 gesunken. Trotzdem ist 
der Gesamtumsatz um rund 20 V« gestiegen. Da die 
Zahl der Besdiäftigten sich im gleichen Zeitraum nur 
um rund 10 Vo erhöht hat, ist parallel zum Rüdegang 
der Zahl der Betriebe auch eine stärkere Verlagerung 
der Bauaufträge in die Bauindustrie, d. h. in- den 
Sektor derjenigen Betriebe erfolgt, die mit einem 
größeren Gerätepark arbeiten. Rund 60 Vo des Um­
satzes w urden daher von Betrieben erzielt, die 50 
und mehr Besdiäftigte aufweisen.

Die Tendenz zum geräteintensiven Betrieb ist audi 
daraus zu erkennen, daß die Zahl der Arbeitsgemein­
schaften, zu der sid i m ehrere Betriebe zur Durdi- 
führung größerer Bauaufträge zusammenschließen, 
von Jahr zu Jah r steigt. Im Juli 1953 war gegenüber 
dem gleichen Termin des V orjahres die Zahl der 
Arbeitsgem einsdiaften um  m ehr als das Doppelte 
gestiegen.
Im Bauhauptgewerbe sind an  dem angegebenen Stidi­
tag  rund 1,2 Mill. Beschäftigte gezählt worden, von 
denen rund 640 000 auf Betriebe m it mehr a ls  50 
Arbeitskräften entfielen. Rund 43 “/o der Gesamtzahl 
(einschl. der Inhaber und der kaufmännisdien und 
tedinischen Angestellten) sind Poliere, Hilfspoliere 
und Facharbeiter. Auf die Fluktuation der Beschäfti­
gung soll im Rahmen dieser kurzen Betrachtung nicht 
näher eingegangen werden. Zum großen Bedauern des 
Baugewerbes ist es noch immer ein ausgesprochenes 
Saisongewerbe, dessen Tätigkeit in den ersten und 
letzten M onaten des Jahres sehr stark  von W itterungs­
einflüssen abhängt, obwohl in  den letzten Jahren die 
technischen Vorbedingungen für eine kontinuierlidie 
Beschäftigung gesdiaffen w urden (mit Ausnahme we­
niger Sparten, w ie z. B. des Straßenbaus). W ürden sieb 
die Auftraggeber der Bauwirtschaft anders verhalten, 
so wäre es durdiaus möglich, die Zusammenballung 
der Aufträge in  den baugünstigsten M onaten zu ver­
meiden und Arbeitskräfte wie Gerät gleichmäßiger zu 
beschäftigen und einzusetzen. Leider sind die Auftrag­
geber noch n id it bereit, dieser technischen Entwick­
lung zu folgen. Insbesondere gilt das von der öffent- 
lidien Hand, die einsdiließlich des sozialen W ohnungs­
baus ca. 75 Vo des Umsatzes, vergibt.
Die m angelnde Kontinuität der öffentlichen Aufträge 
w ird dadurch verschärft, daß die H aushaltspläne des 
Bundes, der Länder und der Gemeindeni nicht auf das 
Kalenderjahr, sondern auf das Rechnungsjahr abge­
stellt sind und meist erst nadi Beginn des laufenden 
H aushaltsjahres verabschiedet werden. Nach wie vor 
sind sehr große Teile der Bauwirtsdiaft nodi in  den 
Frühjahrsmonaten, in denen die Bautätigkeit bereits 
voll anlaufen könnte, nidit ausreichend beschäftigt, 
während sich in den M onaten Juli bis O ktober die 
Bautätigkeit auf das stärkste konzentriert.
Von der F luktuation w erden die Fadiarbeiter und ins­
besondere das Stammpersonal nicht so stark berührt 
wie angelernte A rbeitskräfte und Hilfsarbeiter, da 
erstere aud i bei einem  Rückgang der Besdiäftigung 
nach MögUdikeit nicht entlassen werden, um sie dem 
Betrieb zu erhalten. Die Bauwirtsdiaft strebt an, ins­
besondere mit der Bundesanstalt für A rbeitsverm itt­
lung und Arbeitslosenversicherung eine Schleditwetter- 
regelung zu vereinbaren, die die ungünstigen Auswir­
kungen der Abhängigkeit von den W itterungsein­
flüssen zugunsten der Arbeitnehm er mildert.
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KAPITALSITUATION
Die Kapitalsituation ist ungünstiger als bei den Be­
trieben der stationären Industrie, da die Betriebe der 
Bauwirtschaft stärker als andere W irtsdiaftszweige 
von  den Kriegsfolgen betroffen wurden. Sie haben in 
Feindesland einen sehr hohen Prozentsatz ihres Ge­
räteparks verloren, und nachdem die Bautätigkeit in 
den letzten Jah ren  des Krieges fast aussdiließlidi vom 
Staate ausging, sind aud i ihre Forderungen an die 
öffentlidie Hand verlorengegangen. Infolgedessen war 
die Lage der Betriebe bei der W ährungsumstellung 
außerordentUdi kritisdi; sie konnten nur sehr lang­
sam Kapital ansammeln und sind in ihren Finanz­
dispositionen nodi heute sehr stark davon abhängig, 
daß die Kette der Aufträge nicht abreißt. Aus dieser 
Notwendigkeit heraus erklärt sich auch d ie  sonst nidit 
verständliche Tatsache, daß vielfadi Aufträge zu 
Schleuderpreisen hereingenommen werden, nur um die 
Besdiäftigung des' Betriebes zu sichern. W äre die Bau­
w irtsdiaft n id it dadurdi begünstigt worden, daß das 
Bauvolumein von, Jahr zu Jahr angewachsen ist, so 
w ären größere Rückschläge nicht zu vermeiden ge­
wesen. Trotzdem muß man darauf hinweisen, daß das 
Baugewerbe bei den statistischen Erhebungen über 
Insolvenzen mit 28 “/oi weitaus an  erster Stelle steht. 
Infolgedessen gewinnt die Frage, von w ann ab man 
mit einer V erringerung des Bauvolumens redinen 
muß, für die Bauwirtsdiaft eine ganz besondere Be­
deutung,
In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, daß 
auch Kursentwicklung und Dividendenausschüttungen 
der in Aktienform geführten Unternehmungen hinter 
der Entwicklung der stationären Industrie zurückge­
blieben sind. Erst im letzten Jahr ist es gelungen, die 
Höhe der Dividenden zu verbessern, wobei wiederum 
nicht übersehen werden darf, daß die Dividenden­
zahlungen auf ein  bei der W ährungsumstellung sehr 
stark  zusammengelegtes Kapital erfolgen, das viel- 
fadi in  einem M ißverhältnis zum erzielten Umsatz 
steht. Diese Kapitalknappheit fällt besonders ins Ge­
wicht, weil sie mit einer überaus lässigen Zahlungs­
weise der Auftraggeber der Bauwirtsdiaft zusammen­
trifft. Die Bauwirtsdiaft, die ohnehin in der Regel den 
Bauauftrag während der ersten ad it W odien der Bau­
ausführung vorfinanzieren muß, wird natürlidi beson­
ders betroffen, w enn die vereinbarten Abschlagszah­
lungen nidit regelmäßig erfolgen. Am 31. Juli 1953 
betrug die Höhe der Außenstände — über die Frist 
von acht Wochen hinaus — 739 Mill. DM und war 
damit gegenüber dem V orjahr um rund 21 “/o ge­
stiegen. Daß die Rückstände zu einem großen Prozent­
satz öffentlichen Kassen zur Last zu legen sind, sei 
nur am Rande vermerkt.

UMSATZ
Der Umsatz des Bauhauptgewerbes stieg von rund
7,8 Mrd. DM im Jah re  1951 auf rund 9,1 Mrd. DM 1952 
(-f-17,7 o/tt). Im ersten  H albjahr 1953 lagen die Umsätze 
um 0,8 Mrd. DM (-1- 19,9 “/o) höher als im ersten Halb­
jahr 1952. Die Konjunkturlage ist jedoch w eder in  re­
gionaler noch in  fachlidier Hinsidit einheitlidi. Da die 
öffentlidien Auftraggeber überwiegen, ist die Be­
schäftigungslage sehr stark von der Finanzkraft bzw.

der Finanzsdiwäche eines Landes abhängig. Der Zu­
sammenballung der A ufträge in Nordrhein-W estfalen 
steht z. B. ein geringerer Auftragbestand in  einem 
finanzschwadien Land wie Schleswig-Holstein gegen­
über. Aber auch innerhalb der einzelnen Sparten hat 
sich der A nteil am Baugesdiehen verschoben. W äh­
rend man in  norm alen Zeiten davon ausgehen konnte, 
daß je  ein Drittel der Bautätigkeit auf den Wohnungs- 
bau,auf öffentliche Bauten (einschl. Verkehrsbauten) und 
auf industriell-gewerbliche Bauten entfiel, ist die Ent­
wicklung im den letzten Jahren so verlaufen, daß der 
Anteil des W ohnungsbaus allmählich 50 “/o erreicht 
hat, während der A nteil der gewerblich-industriellen 
Bautätigkeit von Jahr zu Jahr nicht nur relativ  (auf 
ca. 15 Vo), sondern auch in absoluten Zahlen zurüdi- 
gegangen ist. Die Bauwirtsdiaft hofft, daß dieses 
N adilassen der gewerblidien Bauaufträge nach der 
Sättigung des ersten großen Bedarfs nach Kriegsende 
nur eine vorübergehende Entwicklung darstellt, weil 
die industriellen Auftraggeber nicht k lar übersehen 
können, w ie weit im Rahmen der großen Steuerreform 
die nunm ehr in Fortfall kommende bisherige steuer­
liche Begünstigung der Investitionen durch die Sen­
kung der S teuertarife ausgeglidien wird. T atsadie ist, 
daß gerade größere Industriebetriebe ihre Investi­
tionen zur Zeit zurückstellen, bis die Steuerreform 
verabsdiiedet ist. Die öffentlidie Bautätigkeit wiederum 
ist während des letzten Jahres durdi zwei Momente 
nachteilig beeinflußt worden: einmal dadurch, daß die 
Besatzungsaufträge zeitweilig zurüdigingen (erst vor 
Absdiluß des am erikanischen H aushaltsjahres am 
30. Juni d. J. ist wieder eine größere Auftragswelle 
erfolgt), zum anderen dadurch, daß in der V erkehrs­
wirtschaft die notwendigen Investitionen immer wie­
der aufgesdioben wurden. W enn m an davon ausgeht, 
daß der isoziale W ohnungsbau eine gewisse Sättigung 
erreid it hat und  n id it m ehr wesentlich über das Vo­
lumen des V orjahres hinaus ansteigen dürfte, wird 
die Entwicklung der nächsten Zeit entscheidend davon, 
abhängen, inwieweit an  die Stelle des W ohnungsbaus 
Investitionen! auf dem V erkehrssektor treten. Bundes­
bahn und Straßenbau gehören zu den Gebieten staat- 
lidier Auftragspolitik, die in den letzten Jahren stark 
vernachlässigt wurden. Erst das zunehmende Defizit 
der Bundesbahn und die steigende Unsicherheit des 
S traßenverkehrs haben die Bundesregierung veranlaßt, 
dem Bundestag d ie entspredienden Gesetzentwürfe zu- 
zuleiten. Das vom Standpunkt der Bauwirtsdiaft wich­
tigste Gesetz, die Aufstellung eines V erkehrsw ege­
plans, der für m ehrere Jahre gültig ist und dessen 
Finanzierung gesetzlidi gesichert wird, ist jedoch nicht 
vom Bundesverkehrsminister, sondern durdi einen 
In itiativantrag aus den Reihen der CDU-Fraktion zur 
Erörterung gestellt worden.

VERGABEPOLITIK UND PREISRECHT 
W enn der Bauwirtsdiaft trotz ihrer hohen Besdiäfti­
gung eine Stabilisierung ihrer Ertragslage nod i nicht 
gelungen ist, so ist das außer auf die mangelnde Kon­
tinuität ihrer Besdiäftigung in w iditigen Sparten vor 
allem  auf die Vergabepolitik der öffentlidien A uftrag­
geber zurückzuführen, d ie  in der Regel ihre Aufträge 
zum niedrigsten und nidit zum günstigsten Preis ver-
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geben, wie es die VOB vorsieht. W enn immer wieder 
beobachtet w erden muß, daß Angebote zu Schleuder­
preisen nicht ausgeischieden wurden, so ist die Frage 
nicht unberechtigt, ob deim nun von den behördlichen 
Auftraggebern die Tendenz zum Pfuschertum oder zu 
einer Stabilisierung der Bauwirtschaft gefördert wird. 
Ist nicht gerade der S taat als größter Auftraggeber ver­
pflichtet, durch Bewilligung leistungsgerechteT Preise 
im freien W ettbew erb die Voraussetzungen für eine 
Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Bauwirtschaft zu 
schaffen, aus deren  Auswirkungen er selbst den 
größten Nutzen ziehen würde? Muß er nicht bedenken, 
daß er durch einen steten und nachhaltigen Druck auf 
die Preise die Rationalisierungsmöglichkeiten der Bau­
wirtschaft so entscheidend schwächt, daß diese nicht 
mehr die wirtschaftlichsten Arbeitsm ethoden anw en­
den kann, im d daß er dadurch eine echte Senkung der 
Baukosten verhindert? Bei der bisherigen Vergabe­
politik kommt eine rein fiskalische Denkweise zum 
Ausdruck, der marktwirtschaftliche Gedankengänge 
leider noch fremd sind.
Um die A nerkennung marktwirtschaftlicher Grund­
sätze in der Bauwirtschaft ist auch in  der Frage der 
Angleidiung des Baupreisrechts an  die vor kurzem 
erlassene Verordnung über die Preise bei öffentlichen 
Aufträgen gerungen worden. Die Bedenken, die ge­
gen die gegenwärtige Baupreisverordnung und ihre 
Handhabung in der Praxis bestehen, sind kurz zu- 
sanmengefaßt folgende; W ährend der Auftragnehmer, 
der auf Grund seines im W ettbewerb abgegebenen 
Angebots den Zuschlag erhält, an  den damit verein­
barten V ertragspreis gebunden ist, auch wenn sich der 
Preis als unauskömmlich herausstellt, bleibt dem öffent­
lichen Auftraggeber das Recht Vorbehalten, den Preis 
an Hand der Vorschriften der Baupreisverordnung 
nachträglich — auch nach Ausführung des Auftrages — 
überprüfen \md von der Preisüberwachungsstelle einen 
neuen Preis festsetzen zu lassen. Dieser Preis, d e r auf 
der Grundlage der Selbstkosten mit Zuschlägen, die 
der subjektiven Beurteilung der Prüfungsstelle über­
lassen sind, gebildet wird, w ird dann als „angemessen* 
und „gerecht* betrachtet. Der ursprünglich durchge­
führte W ettbewerb bleibt unbeachtet, die Möglichkeit, 
hierbei einmal einen besseren Preis zu erzielen — 
und sei es nur, um Verluste aus anderen Arbeiten aus- 
gleichen zu können — wird ausgeschlossen. Die Er-

träge werden zwangsweise niedrig gehalten und die 
Rationalisierung und Produktivitätssteigerung — die 
doch das Ziel jeder W ettbewerbswirtschaft sein 
muß — behindert.
Nach langwierigen Verhandlungen dürfte nunmehr 
eine Einigung in der Richtung bevorstehen, daß Preise 
für Bauleistungen, die durch öffentliche oder be­
schränkte Ausschreibungen zustandegekommen sind, 
a ls  zulässig gelten, wenn sich der W ettbewerb ord­
nungsmäßig vollzogen hat. Die Preisüberwachung 
w ürde sich dann im Regelfall nach der Zuschlagser­
teilung lediglich darauf erstrecken, ob die Vorausset­
zungen für einen ordnungsmäßigen W ettbewerb V o r­
lagen. Die Nachprüfung der Preise selbst soll künftig 
n a c h  der Zuschlagserteilung nur dann erfolgen, wenn 
ein begründeter Verdacht dafür vorliegt, daß der Preis 
den W ert der Leistung derart übersteigt, daß er nach 
den Umständen des Falles in einem auffälligen Miß­
verhältnis zur Leistung steht (ein Merkmal, das auch 
in der VOB niedergelegt ist und das auch die zivil- 
und strafrechtlichen Bestimmungen für den Wucher 
verwenden). Findet eine Nachprüfung statt, so soll sie 
in  einer bestimmten, nach M onaten zu bemessenden 
Frist beendet werden. Für die Feststellung, ob ein auf­
fälliges M ißverhältnis zwischen Preis und Leistung 
vorliegt, hat die Preisprüfungsstelle Gutachten un­
abhängiger Sachverständiger heranzuziehen. Durch die 
letzte Bestimmung w äre sichergestellt, daß der Unter­
nehmer, dessen Preis geprüft wird, sich nicht einem 
diktierten, auf subjektiven Urteilen des Prüfers auf­
gebauten Selbstkostenerstattungspreis beugen muß, der 
den durchgeführten W ettbewerb-völlig außer acht läßt, 
sondern die Entscheidxmg durch ein neutrales Sach­
verständigengremium vorbereitet wird,

AUSLANDSTÄTIGKEIT 
Durch 'die vorangegangenen Ausführungen dürfte die 
Situation der Bauwirtschaft auf dem Inlandsm arkt ge­
nügend gekennzeichnet sein. Das Bild w äre jedoch 
nicht vollständig, wenn man nicht auch auf -die Mög­
lichkeiten eingehen würde, die sich neuerdings der 
Bauindustrie im Exportgeschäft geboten haben.
Die Stellung der deutschen Bauindustrie im Ausland 
w ar vor dem  Kriege außerordentlich stark. Es gab im 
ganzen nur etwa zwei Dutzend Bauunternehmungen 
in  aller W elt, die sich mit der Ausführung von  Bauten

P M Q IIP P  C3 © t Z [ ' - l «
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außerhalb ihrer Heimat befaßten. Hiervon waren an­
nähernd die Hälfte deutsdie Firmen, deren Arbeiten 
sid i auf fast alle Länder der Erde erstrediten. Ihr 
w esentlidies Tätigkeitsgebiet w aren sdiw ierige Inge­
nieurbauten, Talsperren, Hafenbauten, Bahn- und 
Straßenbauten usw.
Als die deutsdie Bauindustrie nad i dem Kriege ver- 
sudite, ihre verlorene Position wieder zurüdczuer- 
obern, stieß sie auf eine stark angewadisene und 
außerdem zunädist weit überlegene Konkurrenz. Sie 
fand nidit nur eine verm ehrte Zahl „fremder Auslands­
firmen" vor, d ie  nidit, wie die deutsdien Firmen, durdi 
Kriegs- und Kriegsfolgewirkungen einen Teil ihrer ma- 
sdiinellen A usrüstung und den Ansdiluß an die tedini- 
sdie Entwiddung verloren hatten, sondern stieß außer­
dem auf eine immer stärker werdende Konkurrenz der 
einheim lsdien Firmen soldier Länder, die früher für 
sdiw ierige Großbauvorhaben fremde, und nidit zuletzt 
deutsdie, Firmen herangezogen hatten. Trotzdem ge­
lang es der deutsdien Bauindustrie verhältnismäßig 
sdinell, eine Reihe bedeutender Bauaufträge an  sidi 
zu ziehen, obgleidi zu den genannten Sdiwierigkeiten 
nodi die außerordentlidie Behinderung durdi die 
sdiledite deutsdie Devisenlage kam. Die deut- 
sdien Firmen waren häufig n id it in der Lage, die er- 
forderUdien Bietungs- und Leistungsgarantien zu stel­
len und die Bürgsdiaften usw. für die Bereitstellung 
der benötigten Betriebsmittel beizubringen. Bin kom­
pliziertes Genehmigungisverfahren im Inland als Folge 
des Devisenmangels kam  hinzu. Trotzdem erfuhr die 
Bauindustrie die Unterstützung der für den Außen­
handel zuständigen Stellen, weil diese den besonderen 
W ert der Auslandsbauleistung erkannten. Er lag ein­
mal darin, daß der Deviseneingang nidit durdi eine 
Inansprudinahm e deutsdier Rohstoffquellen und vor­
hergehender M aterialeinfuhren belastet war, zum an­
deren in der Erkenntnis, daß jeder Bauauftrag eine 
Reihe w eiterer Exportaufträge nadi isidi zieht. Im all­
gemeinen erhält das Land, dem die bauausführende 
Firma angehört, aud i die A ufträge zur Lieferung der 
gesamten A usstattung einsdiließlidi der masdiinellen 
und sonstigen tedinisdien  Anlagen.
Die devisenmäßigen Sdiw ierigkeiten sind inzwisdien 
im Zuge der Bereinigung unserer Devisenbilanz ent­
fallen. A n ihre Stelle sind jedodi andere Probleme ge­
treten. Den Auslandsbaufirmen ist infolge der Preis­
politik der öffentlidien Auftraggeber und der Steuer­
politik n id it die erforderlidie feste Inlandsbasis ge­
geben, auf der sie  in  ihrem  sdiw eren Kampf mit der 
ausländisdien Konkurrenz stehen müßte. Die Erkennt­
nis der W iditigkeit dieser Voraussetzungen für ein 
auf die Dauer erfolgreidies Bestehen im Ausland ist 
leider in Deutsdiland sehr gering, ü b er die Fragen 
der Preispolitik, über die damit zusammenhängende 
Ertragslage und den Kampf um die freie M arktw irt­
sdiaft für Bauleistungen ist oben gesprodien worden. 
Nur wenn auf diesen Gebieten im Inland von den ver- 
antw ortlidien Stellen eine andere Politik betrieben 
wird, kann damit geredinet werden, daß die Bauunter­
nehmungen ihre Stellung im Ausland w eiter festigen 
können. Außerdem muß ihnen das Steuersystem  die 
M öglidikeit geben, sidi mit dem modernsten Gerät

auszustatten, über das die ausländisdie Konkurrenz 
ebenfalls verfügt, und es in angemessener Frist ab- 
zusdireiben.
Ganz besondere Sorge bereitet der Bauindustrie z. Z. 
die Frage der langfristigen Vorfinanzierung von Bau­
vorhaben. Seitens des Außenhandelsaussdiusses des 
Bundesverbandes der Deutsdien Industrie ist gerade 
in den letzten Tagen betont worden, daß die lang­
fristige Finanzierung von Investitionen ermöglidit 
w erden muß, wenn die deutsdie Industrie n id it a n  der 
ihr hier überlegenen ausländisdien Konkurrenz sdiei- 
te rn  soll. Das gilt für Bauinvestitionen in besonderem 
Maße. Den Firmen anderer Länder, wie z. B. Frank- 
reidis, sind bessere M öglidikeiten der langfristigen 
Finanzierung gegeben, so daß sie gegebenenfalls die 
deutsdie Bauindustrie au d i aus soldien Ländern ver­
drängen können, in  denen diese bisher eine besonders 
starke Stellung hatte. Das Problem ist zur Zeit gerade 
in der Türkei besonders akut, wo Deutsdiland mit 
Firmen im W ettbew erb steht, denen mit Hilfe ihrer 
Regierungen e ine  Finanzierung für 7, 8, ja  10 Jahre 
ermöglidit wird.

AUSLANDSAUFTRÄGE 
Die derzeitigen A ufträge der Bauindustrie betreffen 
vorwiegend Tiefbauarbeiten in Afghanistan, Ägypten, 
Indien, dem  Irak und der Türkei. Einige Beispiele seien 
angeführt: In  Afghanistan w erden große W asserkraft­
anlagen gebaut. In Ägypten führt die deutsdie Bau­
industrie Brüdcenbauten und Stauwehre aus. (Das 
Assuan-Projekt befindet sid i nodi im Vorstadium der 
Finanzienmg.) In Indien sind insbesondere Hafen­
bauten zu nennen, im Irak Brüdten, Bewässerungsan­
lagen und Hodiwasserregulierungen großen Stils. In 
der Türkei w erden Hafenanlagen und Sperrmauern 
einsdiließlidi Bauten von Drudcstollen und Kraft­
w erken ausgeführt, außerdem Silobauten und eine 
Reihe sonstiger Hodi- und Tiefbauten.
In einer ganzen Reihe von Ländern steh t die Bau­
industrie in  aussid itsreid ien  Verhandlungen um  Auf­
träge. Es besteht begründete Aussidit, daß sie audi 
in die um fangreidien Bauvorhaben in Spanien ein- 
gesdialtet werden kann. Die Verhandlungen sowohl 
mit den Spaniern als aud i m it den zuständigen am eri­
kanisdien Stellen haben einen Verlauf genommen, der 
einen günstigen Absdiluß erhoffen läßt. Abgesehen 
von denjenigen Bauvorhaben, die von den USA un­
m ittelbar finanziert werden, bereitet die Überbelastung 
des deutsdi - spanisdien V erredm ungsverkehrs den 
Bauunternehmungen besondere Sorge und droht an  
sid i günstige A uftragsaussiditen zu zerstören. Eine 
ähnlidie Situation besteht au d i in anderen für Deutsdi­
land interessanten Ländern, wie z. B. der Türkei.
Das gesamte Auftragsvolumen der deutsdien Bau­
unternehm ungen im Ausland beträgt zur Zeit zwisdien 
600 und 700 Mill. DM. Die deutsdie Bauindustrie wird, 
wenn ih r die notwendige Unterstützung der staatlidien 
Stellen zur Überwindung der genannten Sdiw ierig­
keiten zuteil wird, in der Lage sein, ihre Stellung im 
Ausland w eiter auszubauen und auf w eitere Länder 
auszudehnen. Den Nutzen davon hätte n id it nur die 
Bauindustrie, sondern die gesamte deutsdie Export- 
und Volkswirtsdiaft.
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